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Zu §§ 19, 20 und 25 der Verordnung:

§ 38
(1) Aul den Jahresbeitrag sind Abschlagzahlungen zu lei­

sten. Der auf einen Kalendermonat entfallende Beitrags­
anteil beträgt Vi2 des Jahresbeitrages. Der auf einen Kalen­
dertag entfallende Beitragsanteil beträgt Ѵзво des Jahres­
beitrages.

(2) Nach erfolgter Ermittlung des im abgelaufenen Kalen­
derjahr erzielten Gesamtgewinns bzw. der im abgelaufenen 
Kalenderjahr erzielten Gesamteinkünfte sind mit der Abgabe 
der Jahressteuererklärung die beitragspflichtigen Gewinne 
bzw. Einkünfte für diesen Zeitraum und der sich daraus 
ergebende Jahresbeitrag zu errechnen. Auf diesen Beitrag 
sind die für das abgelaufene Kalenderjahr geleisteten Ab­
schlagzahlungen anzurechnen.

§ 39
Von dem ermittelten Gesamtbetrag des Gewinns des Hand­

werkers bzw. der Einkünfte des selbständig Tätigen ist vor 
der Feststellung des beitragspflichtigen Gewinns bzw. der 
beitragspflichtigen Einkünfte der Betrag abzusetzen, der 
Grundlage für die Berechnung des Beitrages des ständig 
mitarbeitenden Ehegatten ist

Zu § 19 Abs. 2 und § 25 Abs. 2 der Verordnung:
§ 40

(1) Als Vollrentner, für die der Jahresbeitrag 10 % beträgt, 
gelten die Empfänger einer kn § 15 genannten Rentenlei­
stung.

(2) Beginnt oder endet der Bezug einer Vollrente innerhalb 
eines Kalenderjahres, ist der Beitrag in Höhe von 10% auf 
den Teil der beitragspflichtigen Gewinne bzw. Einkünfte des 
Kalenderjahres anzuwenden, der anteilmäßig auf den Zeit­
raum ab Beginn bzw. vor Ende des Bezugs der Vollrente 
entfällt.

§ 41
Für die Festsetzung des Beitrages auf 10 % des beitrags­

pflichtigen Gewinns bzw. der beitragspflichtigen Einkünfte 
wegen Bezugs von im § 15 genannten Rentenleistungen gelten 
die Bestimmungen des § 16 entsprechend. Der Bescheid über 
den Beginn bzw. den Wegfall einer Rentenleistung ist dem 
Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, vorzulegen, der auch 
die Aufzeichnungen gemäß § 16 Abs. 3 in den steuerlichen 
Unterlagen vorzunehmen hat.

Zu §§21 und 26 der Verordnung:
§ 42

Der Höchstbetrag des beitragspflichtigen Gewinns bzw. 
der beitragspflichtigen Einkünfte von 7 200 M verringert sich 
um 600 M für jeden Kalendermonat und um 20 M für jeden 
weiteren Kalendertag, für den im Kalenderjahr

a) keine Versicherungspflicht bestand,
b) bei Handwerkern und selbständig Tätigen, die keine 

Werktätigen beschäftigen, sowie allen ständig mitarbei­
tenden Ehegatten gemäß § 28 der Verordnung die Pflicht­
versicherung nicht unterbrochen wurde.

Zu §22 der Verordnung:
§ 43

(1) Die Versicherungspflicht für das jeweilige Kalenderjahr 
ist am Beginn des Kalenderjahres festzustellen, soweit sie 
nicht zu einem späteren Zeitpunkt beginnt.

(2) Die Beiträge gemäß § 38 und die Unfallumlage sind vom 
Handwerker zu den für die Zahlung der Handwerksteuer 
geltenden Terminen an den Rat des Kreises, Abteilung Finan­
zen, zu entrichten.

(3) Der Handwerker ist für die ordnungsgemäße und ter­
mingerechte Abführung der Beiträge sowie der Unfallumlage

für sich und seinen ständig mitarbeitenden Ehegatten ver­
antwortlich.

Zu §23 der Verordnung:
§ 44

(1) Tätige Gesellschafter von Personengesellschaften und 
Kommissionshändler des staatlichen und genossenschaftlichen 
Handels gelten als selbständig Tätige.

(2) Ehegatten der im Abs. 1 Genannten gelten bei ständiger 
Mitarbeit als ständig mitarbeitende Ehegatten.

§ 45
(1) Die Versicherungspflicht beginnt bei Vorliegen der in 

den §§ 23 und 24 der Verordnung genannten Voraussetzun­
gen mit dem Tag der Aufnahme der selbständigen Tätigkeit 
bzw. der ständigen Mitarbeit.

(2) Die Versicherungspflicht wird nicht unterbrochen, wenn 
bei Weiterbestehen des Betriebes die Einkünfte nur während 
eines Teiles des Kalenderjahres (z. B. aus einer Saisontätig­
keit) erzielt werden.

(3) Die Versicherungspflicht endet mit dem Tag der Auf­
gabe der selbständigen Tätigkeit bzw. der ständigen Mit­
arbeit.

§ 46
Keine Versicherungspflicht besteht
a) für die nebenberufliche Vermietung privater Zimmer, 

wenn für die daraus erzielten Einkünfte nach den gel­
tenden Rechtsvorschriften Steuerfreiheit besteht und am 
31. Dezember 1974 für diese Zimmervermietung keine 
Versicherungspflicht vorlag,

b) für die nebenberuflich ausgeübte Produktion pflanzlicher 
und tierischer Erzeugnisse, soweit die daraus erzielten 
Einkünfte nach den geltenden Rechtsvorschriften steuer­
frei sind,

c) für nebenberufliche Lehrtätigkeiten bei der Erweiterung 
und Vertiefung der Allgemeinbildung der Werktätigen in 
der Berufsbildung sowie in der Aus- und Weiterbildung, 
die nach den geltenden Rechtsvorschriften vergütet wer­
den.

Zu § 25 der Verordnung:

§ 47
(1) Grundlage für die Berechnung des Jahresbeitrages der 

selbständig Tätigen ist der Gesamtbetrag der aus der ver­
sicherungspflichtigen selbständigen Tätigkeit im Kalenderjahr 
erzielten Einkünfte.

(2) Grundlage für die Berechnung des Jahresbeitrages der 
ständig mitarbeitenden Ehegatten ist der im Kalenderjahr 
auf ihre Arbeitsleistung entfallende Anteil an den Einkünf­
ten des selbständig Tätigen aus versicherungspflichtiger 
selbständiger Tätigkeit, mindestens jedoch der entsprechend 
der tatsächlichen Arbeitszeit einem gleichartigen beschäf­
tigten Werktätigen zu zahlende Tariflohn.

§ 48
(1) Als Einkünfte für die Zwecke der Sozialversicherung 

gelten die steuerpflichtigen Einkünfte bzw. der steuerpflich­
tige Gewinn aus selbständiger Tätigkeit ohne Berücksichti­
gung von Steuerfreibeträgen bzw. Steuerfreigrenzen und 
sonstigen Steuerermäßigungen (z. B. zur Förderung bestimm­
ter Produktionen oder Dienstleistungen, wegen Körperbehin­
derung, wegen außergewöhnlicher Belastung), soweit nach­
stehend nichts anderes festgelegt ist.

(2) Als Einkünfte für die Zwecke der Sozialversicherung 
gelten bei nebenberuflichen Mitarbeitern der Staatlichen 
Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik, Agen- 
turverwaltefn der Sparkassen und nebenberuflichen Mit­
arbeitern des Volksbuchhandels die Einnahmen, vermindert 
um eine Kostenpauschale von 1 200 M jährlich.


